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Kommunalpolitische  
Vereinigung der CDU  
des Landes  
Nordrhein-Westfalen e.V. 
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Sozialdemokratische  
Gemeinschaft für  
Kommunalpolitik in  
Nordrhein-Westfalen e.V. 
 

Elisabethstraße 16 
40217 Düsseldorf 
 
 
Grüne/Alternative in den  
Räten NRW e.V. 
 

Oststraße 41-43 
40211 Düsseldorf 
 
 
Vereinigung Liberaler 
Kommunalpolitiker in 
Nordrhein-Westfalen e.V. 
 

Sternstraße 44 
40479 Düsseldorf 
 

 
 
Präsident des Landtags Nordrhein-Westfalen 
Herrn André Kuper 
Platz des Landtags 1 
40221 Düsseldorf 
 
per Mail an: anhoerung@landtag.nrw.de 

 
Stichwort: A02 - KomÄndG - 23.06.2025 
 
Gemeinsame Stellungnahme der Kommunalpolitischen Vereinigung der CDU 
des Landes Nordrhein-Westfalen (KPV NRW), der Sozialdemokratischen Ge-
meinschaft für Kommunalpolitik (SGK NRW), die GRÜNE/Alternative in den 
Räten NRW (GAR NRW) und der Vereinigung Liberaler Kommunalpolitiker in 
Nordrhein-Westfalen (VLK NRW) zur Anhörung zum Gesetzentwurf der Lan-
desregierung: „Gesetz zur Änderung kommunalrechtlicher und weiterer Vor-
schriften im Land Nordrhein-Westfalen“ 
 
Drucksache 18/13836 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
für die Gelegenheit zum oben genannten Gesetzentwurf Stellung nehmen zu 
können, bedanken wir uns herzlich.  
 
Nach eingehender Prüfung des Gesetzentwurfs möchten wir als kommunalpoli-
tische Vereinigungen KPV/NRW, SGK NRW, GAR NRW und VLK NRW folgende 
Anmerkungen und Hinweise zu dem Gesetzentwurf vortragen, wobei wir uns 
auf die Darstellung der Regelungen der Gemeindeordnung beschränken, die je-
doch zugleich Geltung für die entsprechenden Regelungen der Kreisordnung 
und der Landschaftsverbandsordnung haben sollen: 
 

1. Interkommunale Zusammenarbeit (§§ 3 und 4 GO NRW, § 2 KrO NRW) 
 
Die Erweiterung der Möglichkeiten für interkommunale Zusammenarbeit auch 
über Nachbarschaftsgrenzen hinweg wird ausdrücklich begrüßt. Wir regen an, 
begleitend landesseitige Beratungsangebote und rechtliche Musterverträge zur 
Verfügung zu stellen. 
 

2. Zusätzliche Aufgaben kreisangehöriger Gemeinden (§ 4 GO NRW) 
 
Die geplante Änderung wird grundsätzlich unterstützt, insbesondere die Anpas-
sung der Schwellenwerte. Es sollte jedoch sichergestellt werden, dass die dau-
erhafte Verwaltungs- und Finanzierungskraft der Gemeinden vor Übertragung 
weiterer Aufgaben konkret berücksichtigt wird. 
 

3. Bürgerbegehren und Bürgerentscheid (§ 26 GO NRW) 
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Für eine Ausweitung der Frist für ein erneutes Bürgerbegehren erst vier Jahre, als wie bisher bereits 
zwei Jahre nach Durchführung eines Bürgerentscheides sehen wir in der Praxis keine Erforderlich-
keit. Weiterhin würde hierdurch auch unterschiedliche Bindungsfristen entstehen, da in Absatz 8 
Satz 2 weiterhin eine zweijährige Frist vorgesehen ist. 
 

4. Beteiligung von Kindern und Jugendlichen (§ 27a GO NRW) und Politische Teilhabe von 
Menschen mit Einwanderungsgeschichte (§ 27 GO NRW) 

 
Die kommunale Selbstverwaltung ist verfassungsrechtlich geschützt. Kommunen müssen selbst 
entscheiden können, welche Beteiligungsmodelle vor Ort sinnvoll sind. Eine Pflicht zur Einrichtung 
neuer beratender Gremien widerspricht der kommunalen Selbstbestimmung und schränkt die Ge-
staltungsfreiheit ein. 
 
Demokratische Teilhabe muss dort stattfinden, wo Entscheidungen getroffen werden: in der Ver-
tretung und ihren Ausschüssen. Die gesetzgeberische Initiative sollte dementsprechend darauf ge-
richtet sein, die Beteiligung junger Menschen und von Menschen mit Einwanderungsgeschichte in-
nerhalb der bestehenden demokratischen Strukturen zu stärken. Eine verstärkte Einbeziehung ent-
sprechender Vertreterinnen und Vertreter als Sachkundige Bürgerinnen und Bürger bzw. Sachkun-
dige Einwohnerinnen und Einwohner wäre hierzu eine Möglichkeit. 
 
Neue beratende Gremien drohen, deren Bedeutung zu verwässern und Erwartungen zu wecken, 
die nicht erfüllt werden – was die Akzeptanz demokratischer Prozesse gefährden kann. Bereits jetzt 
erfordert die Arbeit in kommunalen Gremien viel Zeit. Der Gesetzentwurf ermöglicht an anderer 
Stelle (§ 47) richtigerweise die Möglichkeit zur Begrenzung von Sitzungen. Neue Gremien stehen 
demgegenüber im Widerspruch zum Ziel effizienter Entscheidungsprozesse. Kommunale Verfahren 
sollten angesichts der wachsenden Herausforderungen eher verschlankt werden. 
 
Wir als kommunalpolitische Vereinigungen KPV/NRW, SGK NRW, GAR NRW und VLK NRW lehnen 
die Neuregelungen in §§ 27 und 27a daher ab. Stattdessen sollte die Beteiligung innerhalb beste-
hender Strukturen gestärkt werden, z. B. durch Einbindung entsprechender Vertreterinnen und 
Vertreter als Sachkundige Bürgerinnen und Bürger. Wir brauchen keine neuen beratenden Formate 
ohne wirkliche Entscheidungskompetenz, sondern eine Stärkung vorhandener Strukturen, um de-
mokratische Teilhabe wirklich zu fördern. 
 

5. Möglichkeit zur Begrenzung der Sitzungsdauer (§ 47 GO NRW) 
 
Dieser Vorschlag des Ministeriums ist sehr zu begrüßen. Die Beschränkung der Sitzungsdauer durch 
Ortsrecht ist ein erster wesentlicher Schritt, eine zeitliche Entlastung der kommunalen Mandatsträ-
ger zu erreichen. Denkbar wäre es, zusätzliche Regelungsbereiche zu eröffnen, (Gestaltung und 
Umfang von Verwaltungsvorlagen, Geschäftsordnungsregelungen etc.). 

 
6. Klarstellung wie die Vertretung des Bürgermeisters als Sitzungsleiter und Vorsitzender im 

Rat erfolgt (§ 48 GO NRW): 
 
Wir begrüßen die Aufnahme unseres Vorschlags in den Gesetzentwurf. 
 

7. Erhöhung des Quorums für geheime Wahlen und Schaffung einer praxisgerechten Rege-
lung zur Umbesetzung von Ausschüssen (§ 50 GO NRW) 
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Wir begrüßen es sehr, dass unser Vorschlag zur Einführung eines Quorums für gemeinem Wahlen 
aufgegriffen wurde. Aus Gründen der Klarheit und in Übereinstimmung mit Absatz 1 regen wir an 
im neuen Absatz 2 Satz 2 die Formulierung „Abweichend dazu kann eine geheime Wahl durchge-
führt werden, …“ wie folgt zu formulieren „Abweichend dazu ist eine geheime Wahl durchzuführen, 
…“.  
 
Weiterhin begrüßen wir die Schaffung einer Umbesetzungsmöglichkeit für Ausschüsse in Absatz 3. 
Hierbei regen wir jedoch an, den letzten Satz von Absatz 3 wie folgt zu ergänzen: „Ein Ausschuss 
muss neu besetzt werden, wenn seine Zusammensetzung dem Verhältnis der Stärke der Fraktionen 
und Gruppen der Vertretung nicht mehr wesentlich entspricht und die Neubesetzung aus der Mitte 
des Rates verlangt wird.“ Grund für die Ergänzung ist, dass kein Verwaltungshandeln angezeigt ist, 
wenn der einstimmige Ratswille vorliegt, mit der bestehenden Ausschussbesetzung fortzufahren. 
 

8. Schaffung eines neuen Rechtsrahmens für die Sitzungsordnung (§ 51 GO NRW) 
 

Die Schaffung eines neuen Rechtsrahmens für die Sitzungsordnung war ein Vorschlag der kommu-
nalpolitischen Vereinigungen, dessen Aufgreifen wir sehr begrüßen.  

 
9. Untergrenzen für die Fraktionsbildung (§ 56 GO NRW) 

 
Aus Sicht der kommunalpolitischen Vereinigungen KPV/NRW, SGK NRW, GAR NRW und VLK NRW 
sollten die Fraktions- und Gruppengrößen und die Finanzierung in der GO NRW so wie bisher bei-
behalten werden. 
 

10. Abberufungsmöglichkeit von Ausschussvorsitzenden (§ 58 GO NRW) 
 
Wie von uns gefordert wurde in § 58 Absatz 5 die Möglichkeit der Abberufung von Ausschussvor-
sitzenden aufgenommen. Dies begrüßen wir ausdrücklich. 
 

11. Erleichterung der kommunalen Vergaben (§ 75a GO NRW) 
 
Die vorgesehene Flexibilisierung im Bereich der Unterschwellenvergabe wird als sinnvoller Beitrag 
zum Bürokratieabbau ausdrücklich begrüßt. 
 
 
Unabhängig vom vorliegenden Regelungsvorhaben regen wir an, dass Vorlagen der Verwaltung, die 
dem Rat oder seinen Ausschüssen sowie der Öffentlichkeit zugänglich gemacht werden, künftig 
einführende Zusammenfassungen enthalten sollen, die der eigentlichen Vorlage vorangestellt wer-
den. Diese Zusammenfassungen sollen die wesentlichen Inhalte und Entscheidungsfragen kompakt 
darstellen, um Ratsmitgliedern wie auch interessierten Bürgerinnen und Bürgern den Zugang zur 
Materie zu erleichtern und die Transparenz zu erhöhen. Die Einzelheiten zur Gestaltung und zum 
Umfang dieser Zusammenfassungen sollten ebenfalls im Rahmen der jeweiligen Hauptsatzungen 
durch die Kommunen geregelt werden können. 
 
 
Die kommunalpolitischen Vereinigungen KPV/NRW, SGK NRW, GAR NRW und VLK NRW haben in 
einer gemeinsamen Stellungnahme vom 31. März 2025 an das Ministerium für Heimat, Kommuna-
les, Bau und Digitalisierung des Landes Nordrhein-Westfalen Regelungsvorschläge zur Anpassung 
der Gemeindeordnung und zur Stärkung der kommunalen Demokratie unterbreitet. 
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Gemeinsam haben die kommunalpolitischen Vereinigungen KPV/NRW, SGK NRW, GAR NRW und 
VLK NRW Veränderungen vorgeschlagen, die im vorliegenden Gesetzentwurf leider nicht vollstän-
dig Berücksichtigung gefunden haben. Da die vorgeschlagenen Änderungen aus unserer Sicht drin-
gend geboten sind, nehmen wir die Möglichkeit zur Stellungnahme wahr, um unsere bislang unbe-
rücksichtigten Regelungsvorschläge nochmals wie folgt zu begründen: 
 

1. Rechtliche Erleichterungen zur Durchführung digitaler Sitzungen (§§ 47a, 57a GO NRW, 
DigiSiVO) 
 

Über diese von den kommunalpolitischen Vereinigungen KPV/NRW, SGK NRW, GAR NRW und VLK 
NRW gemeinsam getragenen Regelungsvorschläge hinaus regen wir aufgrund zahlreicher Anfragen 
unserer Mitglieder an, die rechtlichen Voraussetzungen zur Durchführung von digitalen Sitzungen 
nach dem Vorbild anderer Bundesländer durch eine Reduzierung der den Gebietskörperschaften 
durch die DigiSiVO obliegenden Verpflichtungen zu erleichtern. 
 
 

2. Klarstellung des Rückholrechts des Rates (§ 57 GO NRW) 
 
In der Praxis ist es nicht möglich, dass der Rat eine Entscheidung eines entscheidungsbefugten Aus-
schusses widerspricht. Dieses Recht steht nur einem Fünftel der Ausschussmitglieder und dem Bür-
germeister zu. Die kommunalpolitischen Vereinigungen schlagen die Schaffung einer gesetzlichen 
Rechtsgrundlage vor, dass dieses Recht auch einem Fünftel der Ratsmitglieder eröffnet. Bislang 
musste in der Praxis erst die Hauptsatzung bzw. Zuständigkeitsordnung durch den Rat geändert 
werden. Da der Rat dieses Recht zur Entscheidung delegiert, muss ihm auch das Recht zustehen 
diese Delegation aufzuheben. Um zu verhindern, dass somit die Entscheidungsbefugnis des Aus-
schusses ausgehöhlt wird, soll dieses Rückholrecht an ein Quorum von einem Fünftel der Ratsmit-
glieder gekoppelt werden. Aus diesem Grund könnte § 57 Absatz 4 Satz 2 GO NRW wie folgt gefasst 
werden: „Beschlüsse von Ausschüssen mit Entscheidungsbefugnis können erst durchgeführt wer-
den, wenn innerhalb einer in der Geschäftsordnung zu bestimmende Frist weder vom Bürgermeis-
ter, von einer Mehrheit der gesetzlichen Zahl der Ratsmitglieder noch von einem Fünftel der Aus-
schussmitglieder Einspruch eingelegt worden ist.“ 
 

3. Sicherstellung der Arbeitsfähigkeit von Ausschüssen (§ 58 GO NRW) 
 
In der Praxis kommt es regelmäßig vor, dass sowohl die/der Ausschussvorsitzende und die/der Stell-
vertreter/in aus tatsächlichen oder rechtlichen Gründen verhindert sind. In diesen Fällen kann der 
Ausschuss nicht ordnungsgemäß einberufen werden. Zur Gewährleistung der Arbeitsfähigkeit sollte 
in diesen Fällen eine Rechtsgrundlage geschaffen werden, damit der Ausschuss auch in diesen Fäl-
len ordnungsgemäß tagen und entscheiden kann. Ein Formulierungsvorschlag wäre nach Absatz 2 
Satz 2 folgende Sätze zu ergänzen: „Sind die oder der Ausschussvorsitzende und alle Stellvertreter 
verhindert, kann die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister zu den Ausschusssitzungen laden. Die 
Sitzungsleitung übernimmt das dienstälteste Ratsmitglied im Ausschuss. Unter mehreren dienstäl-
testen Ratsmitgliedern entscheidet das Los.“ 
 
 
Mit herzlichen Grüßen 
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Joachim vom Berg 
Landesgeschäftsführer  
VKL NRW 

 
Maik Luhmann 
Landesgeschäftsführer  
SGK NRW 

 
Markus Klaus 
Landesgeschäftsführer  
KPV NRW 

  
Volker Wilke 
Landesgeschäftsführer  
GAR NRW 


